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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Verwendung des aktiven 
Veredeiungsverkehrs im Handel mit Waren, die unter die Verordnung (EWG) 

Nr. 1059/69 fallen, zwischen den ursprünglichen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
und den neuen Mitgliedstaaten, sowie zwischen den letztgenannten untereinander 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf den am 22. Januar 1972 in Brüssel 
Unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mit- 
gliedstaaten zur Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft 1 ), 
insbesondere auf Artikel 47 Absatz 5 der ihm beige- 
fügten Akte 2 ), im folgenden „Akte“ genannt, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Solange im Handel mit Waren, die unter die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1059/69 8 ), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. 1491/73 4 ), fallen, zwi- 
schen den ursprünglichen Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft und den neuen Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den letztgenannten untereinander Zölle 
oder Abschöpfungsanteile zum Schutze der Verar- 
beitungsindustrie bestehen, kann es wirtschaftlich 
gerechtfertigt sein, im aktiven Veredelungsverkehr 
Erzeugnisse aller Art zu verarbeiten oder mitzu- 
verarbeiten und vorbehaltlich der Anwendung des 
Artikels 45 der Akte das zollpflichtige oder schutz- 
anteilpflichtige Veredelungsgut zum freien Waren- 
verkehr zuzulassen. Um solche Veredelungsvorgän- 
ge zu ermöglichen, müssen für den betreffenden Zeit- 
raum besondere Bestimmungen erlassen werden. 

Während des genannten Zeitraums können Ver- 
edelungsgüter auf der Grundlage von aus einem an- 
deren Mitgliedstaat eingeführten, eine der in Arti- 


kel 9 Absatz 2 des Vertrages genannten Bedingun- 
gen erfüllenden Erzeugnissen hergestellt oder ver- 
arbeitet werden. Unterliegen diese Veredelungsgü- 
ter im Handel zwischen Mitgliedstaaten einer Aus- 
gleichsbetragsregelung, so wird die Preisregulie- 
rungsregelung unwirksam. Solche Veredelungsgüter 
dürfen nicht zum freien Verkehr zugelassen wer- 
den — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für die Anwendung dieser Verordnung gelten die 
ursprünglichen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft als 
ein Mitgliedstaat. 

Artikel 2 

1. Solange die in Artikel 47 Absatz 1 der Akte vor- 
gesehene Regelung der Ausgleichsbeträge an- 
wendbar ist, ist die Ausfuhr von einem Mitglied- 
staat nach einem anderen verboten von unter die 
Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 fallenden Waren, 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 5 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972, S. 14 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 1 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 151 
vom 7. Juni 1973, S. 1 
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die aus Grunderzeugnissen oder diesen gleichge- 
stellten oder aus deren Verarbeitung hergestellt 
oder verarbeitet wurden, für welche in dem aus- 
führenden Mitgliedstaat nicht: 

— die in Artikel 47 der Beitrittsakte genannten 
Ausgleichsbeträge, 

— beziehungsweise die nach Artikel 5 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1059/69 anwendbaren Ab- 
gaben, 

— beziehungsweise die im Rahmen der gemein- 
samen Agrarpolitik vorgesehenen Abschöp- 
fungen und sonstigen Beträge oder Abgaben 

erhoben worden sind. 

2. Enthält die Abschöpfung oder Abgabe einen An- 
teil zum Schutz der Verarbeitungsindustrie, so 
gilt unbeschadet des Artikels 10 Absatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 Absatz 1 nicht für 
diesen Teil, solange im Handel zwischen Mit- 
gliedstaaten Zölle oder Anteile zum Schutz der 
Verarbeitungsindustrie fortbestehen. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten in Kraft. 

Sie wird ab 1. Januar 1974 angewendet. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
17. Dezember 1973 - 1/4 - 680 70 - E - Wa 20/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 26. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


Der aktive Veredelungsverkehr kann sich im Handel 
mit Waren, die unter Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
fallen, zwischen den „Sechs" und den neuen Mit- 
gliedstaaten, sowie zwischen den letztgenannten un- 
tereinander als wirtschaftlich gerechtfertigt erwei- 
sen, solange für diese Waren die für diesen Handel 
anwendbaren, in Artikel 47 des Beitrittsaktes ge- 
nannten Abgaben bestehen. 

Diese Abgaben setzen sich aus zwei Bestandteilen 
zusammen, einem „festen" Teilbetrag zum Schutz 
der Verarbeitungsindustrie und einem „beweg- 
lichen" Teilbetrag zum Ausgleich der Unterschiede 
zwischen den Weltmarktpreisen und den Gemein- 
schaftspreisen für die verwendeten landwirtschaft- 
lichen Erzeugnisse. 

Nun besteht zwischen dem aktiven Veredelungsver- 
kehr und der Anwendung eines Preisregulierungs- 
systems hinsichtlich des beweglichen Teilbetrags von 
Natur aus eine Unvereinbarkeit. 

Dieser Vorschlag bezweckt 

— einerseits, denjenigen aktiven Veredelungsver- 
kehr zu untersagen, der den Preisregulierungs- 
mechanismus im Rahmen der gemeinsamen 
Landwirtschaftspolitik und im Rahmen der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1059/69 verfälscht; 

— andererseits, nur denjenigen aktiven Verede- 
lungsverkehr zuzulassen, der diese Mechanis- 
men nicht verfälscht, solange Zölle oder Ab- 
schöpfungsteile zum Schutz der Verarbeitungs- 
industrie bestehen. 
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